
§ 1 wstvo.
Wann eine Tat, durch die Gegenstände ihrem bestim­

mungsgemäßen Gebrauch entzogen werden, vollendet 
ist, richtet sich nach dem Bestimmungszweck des Gegen­
standes.

KG, Urt. vom 2. Oktober 1951 — 1 Ss 120,51.
Aus den G r ü n d e n :

Der in Berlin-Schlachtensee wohnhafte Onkel des 
Angeklagten, Otto R., betrieb seit Jahren eine im 
demokratischen Sektors Berlins befindliche größere 
Schneiderwerkstatt, in der er mit 13 Schneidermaschi­
nen verschiedener Art Konfektionsbekleidung für den 
Verband der Berliner Konsum-Genossenschaften her­
stellte. Der Angeklagte war während der Zeit seiner 
mehrmonatigen Arbeitslosigkeit bis August 1950 von 
seinem Onkel gelegentlich einige Male unterstützt 
worden.

Am 27. Oktober 1950 suchte ein Sohn des Otto R., 
Günther R., den Angeklagten gegen 20 Uhr auf und 
setzte ihn davon in Kenntnis, daß er und sein Bruder 
Fredi R. beschlossen hätten, die väterliche Schneiderei 
nach Westberlin zu verlagern und dort weiter zu 
betreiben. Bei dem Abbau und Abtransport der 
Schneidermaschinen sollte der Angeklagte helfen, da 
er sich als Mechaniker auf die Demontage verstände. 
Die Demontage der Maschinen sollte noch in der Nacht 
durchgeführt und am nächsten Morgen die demontier­
ten Maschinen mit einem Lastkraftwagen nach West­
berlin transportiert werden. Der Angeklagte erklärte 
sich zur Mitwirkung bereit. Er und sein Vetter Günther
R. begaben sich anschließend in eine Gaststätte, wo 
sie den Bruder des Günther R. und drei weitere Per­
sonen, die bei der Tatausführung mithelfen sollten, 
trafen. In der Gaststätte wurden unter den Beteilig­
ten dis Einzelheiten der Tat nochmals durchgesprochen. 
Aufgabe des Angeklagten war es, die sechs an einem 
Band gekoppelten und von einem Motor betriebenen 
Nähmaschinen zu demontieren, im übrigen dabei zu 
helfen, daß die Maschinenteile gegen Morgen aus der 
zweiten Etage des Hauses, wo sich die Schneiderwerk­
statt befand, schnell nach unten getragen und auf den 
Lastkraftwagen verladen würden. Die Beteiligten be­
gaben sich anschließend in die Schneiderwerkstatt. 
Die Demontage der sechs Maschinen wurde alsdann 
ohne Einschaltung der Lichtanlage im Dunkeln von den 
Angeklagten durchgeführt. Gegen 3 Uhr morgens war 
er mit der Arbeit fertig. Gegen 8 Uhr morgens wur­
den die einzelnen Maschinenteile aus der Werkstatt 
nach unten in den Hausflur getragen und dort abge­
stellt, wobei der Angeklagte ebenfalls half. Gegen 
8.30 Uhr erschien der bestellte Lastkraftwagen. Als 
die Beteiligten mit dem Verladen der Maschinenteile 
auf den Lastkraftwagen beginnen wollten, eilte 
Fredi R. vom Hof herein und rief den übrigen zu, auf­
zuhören, sich zu entfernen, die Polizei komme. Alle 
Beteiligten ergriffen daraufhin die Flucht.

Auf Grund dieser Feststellungen ist der Angeklagte 
wegen Beihilfe zu einem vollendeten Verbrechen im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Ziff. 2 WStVO zu einer Zuchthaus­
strafe von 1 Jahr und 6 Monaten verurteilt worden. 
Außerdem ist auf Vermögenseinziehung erkannt.

Gegen dieses Urteil hat der Angeklagte Revision 
eingelegt.

Die Revision des Angeklagten ist nicht begründet.
Zutreffend hat die Strafkammer auf Grund der Tat­

feststellungen die Bestimmung des § 1 Abs. 1 Ziff. 2 
WStVO angewandt. Die in der Schneiderwerkstatt be­
findlichen Schneidermaschinen sind Gegenstände, die 
wirtschaftlichen Leistungen zu dienen bestimmt sind. 
Sie sind durch die Handlungsweise des Angeklagten 
und der übrigen Beteiligten ihrem bestimmungs­
mäßigen Gebrauch entzogen worden. Wann die Ent­
ziehung zum bestimmungsmäßigen Gebrauch v o l l ­
e n d e t  ist, kann nur unter Berücksichtigung 
des im Einzelfall gegebenen Bestimmungszwecks, 
dem die Maschinen dienen, bestimmt werden. 
Für die Frage der Entziehung kommt es daher 
entscheidend auf den konkreten Bestimmungszweck, 
den die betreffenden Maschinen haben, an. Ihrer wirt­
schaftlichen Zweckbestimmung nach dienten die in der 
Schneiderwerkstatt des Onkels des Angeklagten befind­

lichen Schneidermaschinen zur Herstellung von Kon­
fektionskleidung im Rahmen der Produktion dieses 
Betriebes. Diesem Bestimmungszweck waren die Ma­
schinen bereits in dem Augenblick entzogen, in dem 
sie nicht mehr wie bisher in der Produktion des Be­
triebes verwendet werden konnten. Das war bereits 
der Fall mit der Demontage und Zerlegung der Ma­
schinen. Denn nunmehr bedurfte es zumindest einer 
erneuten Zusammensetzung und neuen Montage der 
Maschinen, um sie wieder in Gang zu setzen. Es be­
durfte somit besonderer Maßnahmen, um die Maschi­
nen ihrem bisherigen Verwendungszweck wieder zu­
gänglich zu machen. In einem solchen Falle sind die 
Maschinen ihrem bisherigen Verwendungszweck ent­
zogen worden. Keineswegs ist insofern eine räumliche 
Trennung und Entfernung der Maschinen aus den Be­
triebsräumen erforderlich. Im übrigen waren die Ma­
schinen auch bereits aus den Räumen der im zweiten 
Stockwerk befindlichen Schneiderwerkstatt entfernt 
worden, als der Angeklagte und die übrigen Beteiligten 
an der von ihnen weiter beabsichtigten Verbringung 
der Maschinen in den Westsektor verhindert wurden. 
Da die Demontage der Maschinen erfolgte, um sie 
aus dem Betrieb zu entfernen und in den Westsektor 
zu verbringen, sind sie auch ihrem b e s t i m m u n g s ­
m ä ß i g e n  Verwendungszweck entzogen worden. Daß 
die Täter im Endergebnis die Verbringung der Ma­
schinen in den Westsektor beabsichtigten, ist für die 
Frage, in welchem Z e i t p u n k t  sie die Maschinen 
ihrem Verwendungszweck entzogen hatten, nicht ent­
scheidend, wohl aber von Bedeutung für die Frage, ob 
es sich um eine dem bisherigen w i r t s c h a f t l i c h e n  
B e s t i m m u n g s z w e c k  der Maschinen z u w i d e r ­
l a u f e n d e  E n t z i e h u n g  handelt. Der Umstand, 
daß die Täter einen weiteren, über den Tatbestand 
des § 1 Abs. 1 Ziff. 2 WStVO hinausgehenden straf­
baren Erfolg herbeizuführen beabsichtigten, könnte be­
züglich der Anwendung weiterer Strafbestimmungen, 
wie des § 1 Abs. I Ziff. 3 WStVO und des § 3 der 
VerbringungsVO vom 23. Februar 1950, von Bedeutung 
sein. Für die Frage der tatbestandsmäßigen Voll­
endung ihrer strafbaren Handlung nach § 1 Abs. 1 
Ziff. 2 WStVO, deren gesetzliche Merkmale darin be­
stehen, daß Werkmaschinen ihrem bestimmungsge­
mäßen Gebrauch entzogen werden, ist er jedoch be­
deutungslos.

Da somit die rechtliche Beurteilung des festgestellten 
Sachverhalts durch die Strafkammer hinsichtlich der 
Frage der Vollendung der von dem Angeklagten und 
den übrigen Beteiligten begangenen Straftat im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Ziff. 2 WStVO zutreffend ist, läßt das 
Urteil, das den Angeklagten unter dem Gesichtspunkt 
der Beihilfe zum vollendeten Delikt verurteilt hat, 
keinen d.esen belastendem Rechtsirrtum erkennen.

Berliner VO über den Verkehr mit Abfallmetallen.
Die für die WStVO entwickelten Grundsätze über die 

Voraussetzungen eines minderschweren Falles finden 
auf die VO über den Verkehr mit Abfallmetallen An­
wendung.

KG, Urt. vom 5. Juni 1951 — 1 Kas 58/51.
Aus den G r ü n d e n :

Die Verordnung über den Verkehr mit Abfall­
metallen vom 22. Februar 1950, die die Beschlagnahme 
der Abfallmetalle und Metallabfälle anordnete, hat 
gleichzeitig zur Sicherung der vorhandenen Bestände 
das Verbringen von Buntmelall auch in kleinsten Men­
gen verboten. Aus der Tatsache, daß sich das Verbot 
des Verbringens ausdrücklich auch auf kleinste Mengen 
erstreckt, ergibt sich, daß der Gesetzgeber ausnahms­
los auch das Verbringen von kleineren und kleinsten 
Mengen mit der für den Regelfall geltenden Freiheits­
strafe ahnden will und die Menge also nicht das 
Entscheidende für die Annahme eines minderschweren 
Falles sein kann. Wenn die Verordnung über die 
Weitergeltung und Änderung der VO über den Ver­
kehr mit Abfallmetallen vom 23. Dezember 1950 in 
§ 3 die Berücksichtigung eines minderschweren Falles 
zuläßt, so bedeutet dies eine Modifikation des § 3 der 
VO vom 22. Februar 1950 dahin, daß bei Verstößen 
gegen die VO Art und Menge des Buntmetalls für die
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